Kreisstadt Olpe

DER BURGERMEISTER
Planungsabteilung

Anlage 3 zu Drucksache 298/2010

BEGRUNDUNG

gemald 8§ 34 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB)
zur

1. Anderung

der Satzung Uber die Festlegung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
,Lutringhausen — Altes Dorf* (Klarstellungssatzung)
und
die Einbeziehung einzelner AuRenbereichsflachen in den im Zusammenhang bebauten
Ortsteil ,Lutringhausen — Altes Dorf* (Ergdnzungssatzung)

vom 15.11.2010

Az.:621.42:014.1
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1. Planungsanlass und allgemeine Zielsetzung

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 17.09.2009 die Klarstellungs- und
Erganzungssatzung ,Lutringhausen - Altes Dorf* beschlossen. Die Satzung ist mit der
offentlichen Bekanntmachung am 15.10.2009 in den Tageszeitungen in Kraft getreten.

Inzwischen liegt ein Antrag des Eigentimers des Grundstiicks Gemarkung Olpe-Land,
Flur 3, Nr. 182, 258 tlw., Griesemerter Weg, vor, die Grenze der Ergédnzungssatzung im
Bereich dieses Grundsticks um ca. 10 m in noérdliche Richtung zu erweitern. Der
Grundstickseigentimer hat die Absicht, dort Garagen fur sein Wohnhaus zu errichten.
Hiergegen bestehen keine Bedenken.

Gem. 8§ 34 Abs. 5 BauGB ist Voraussetzung fur die Aufstellung von Satzungen nach
§ 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 und 3 (Entwicklungs- und Erganzungssatzungen), dass

1. sie mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung vereinbar sind,

2. die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nach Anlage 1 zum Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht
begrindet wird und

3. keine Anhaltspunkte flir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b genannten Schutzguter bestehen.

Die Anderung der Erganzungssatzung ,Litringhausen - Altes Dorf* ist mit einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung vereinbar. Die Zulassigkeit von UVP-
pflichtigen Vorhaben wird durch diese Ergé&nzungssatzung nicht begrindet. Eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgiter (Belange
des Umweltschutzes, einschliel3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege) ist
nicht erkennbar. Eine foérmliche Umweltprifung findet nach den gesetzlichen
Vorschriften in diesem Verfahren nicht statt.

Auf die Erganzungssatzung ist gem. 8 34 Abs. 5 S. 4 BauGB die Eingriffsregelung
anzuwenden. Fur die Grundstiicksflachen ist ein 6kologischer Ausgleich notwendig.

Bei der Aufstellung (oder Anderung) der Satzungen nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 und 3
BauGB (Entwicklungs- und Erganzungssatzungen) sind die Vorschriften Uber die
Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB
entsprechend anzuwenden (8 34 Abs. 6 S. 1 BauGB). Hiernach ist

- der betroffenen Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb
angemessener Frist zu geben oder wahlweise die Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2
BauGB durchzuftihren,

- den berihrten Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange Gelegenheit
zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu geben oder wahlweise die
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzufihren.
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Im vorliegenden Satzungsverfahren soll von der jeweils zweiten Alternative Gebrauch
gemacht werden, da diese eine hdhere Rechtssicherheit gewahrleisten.

2. Festsetzungen

Fur die in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil ,Latringhausen — Altes Dorf*
einbezogenen einzelnen Aul3enbereichsflachen (8 1) gelten folgende Festsetzungen:

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB/ Ausgleichsmal3nahmen gem.
§ 1a Abs. 3 BauGB

Der Eingriff in Natur und Landschaft ist durch die in der Satzung genannten
MalRnahmen auf den Baugrundstiicken auszugleichen.

3. Naturschutz und Landschaftspflege / AusgleichsmalRnahmen

Im Satzungsgebiet befinden sich keine Naturdenkmaler sowie keine Natur- oder
Landschaftsschutzgebiete.

Auf die Erganzungssatzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 sind 8§ 1a Abs. 2 und 3 und 8 9
Abs. 1a BauGB und damit die Eingriffsregelung anzuwenden. Die Erganzungssatzung
trifft Festsetzungen nach 8 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB i. V. mit § 1a Abs. 3 BauGB
Uber die erforderlichen AusgleichsmalRnhahmen und bestimmt, dass die Eingriffe auf den
jeweiligen Baugrundstiicken auszugleichen sind.

4. Denkmalschutz und Denkmalpflege

Gebaude, die dem Denkmalschutz unterliegen, sind im Plangebiet nicht vorhanden.
Bodendenkmalpflegerische Belange werden nicht berihrt.

Hinweis:

Bei Bodeneingriffen kdnnen Bodendenkmaler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde, aber auch Veranderungen und
Verfarbungen in der naturlichen Bodenbeschaffenheit, Héhlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit)
entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Gemeinde als Unterer
Denkmalbehdrde und/oder der LWL-Archaologie fur Westfalen, Aul3enstelle Olpe (Tel.:
02761/93750, Fax: 02761/2466) unverzuglich anzuzeigen und die Entdeckungsstatte
mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten (88 15 und 16
Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehorden
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das
Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fiir wissenschatftliche Erforschung bis zu 6
Monaten in Besitz zu nehmen (8 16 Abs. 4 DSchG NW).
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5. Beteiligungsverfahren - Ergebnis der Abwagung -

5.1 Offentliche Auslegung

Nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann der betroffenen Offentlichkeit Gelegenheit zur
Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung
nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt werden. Im vorliegenden Planverfahren wurde von
der zweiten Alternative Gebrauch gemacht.

Die offentliche Auslegung gem. 8 3 Abs. 2 BauGB ist in der Zeit vom 11.10.2010 bis
12.11.2010 erfolgt. Es sind keine Stellungnahmen von Birgern eingegangen.

5.2 Behdrdenbeteiligung

Nach § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB kann den berthrten Behdrden und sonstigen Tragern
Offentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist
gegeben oder wahlweise die Beteiligung nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt werden.
Im vorliegenden Planverfahren wird von der zweiten Alternative Gebrauch gemacht.

Abwagungsrelevante Stellungnahmen liegen seitens des Abwasserbetriebes der
Kreisstadt Olpe und des Landrats des Kreises Olpe vor. In den Stellungnahmen geht es
um die Abwasserbeseitigung, bodenschutzrechtliche, landschaftsrechtliche und
immissionsschutzrechtliche Belange.

5.3 Ergebnis der Abwagung

Die Abwéagung der o6ffentlichen und privaten Belange hat ergeben, dass die Planung mit
dem geltenden Recht vereinbar ist und zu beriicksichtigende Belange nicht
entgegenstehen.

6. Abschlie3ender Verfahrensvermerk

Diese Begrindung ist gem. § 2a S. 2 Nr. 1 BauGB durch die Planungsabteilung der
Kreisstadt Olpe erarbeitet worden. Sie wurde durch Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung vom gebilligt.

Olpe, 15.11.2010

Der Bilrgermeister
l. V.

Bernd Knaebel
Techn. Beigeordneter



	Kreisstadt Olpe
	DER BÜRGERMEISTER
	Planungsabteilung
	Anlage 3 zu Drucksache 298/2010
	B E G R Ü N D U N G


